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Gemeinsame Erklärung des Kreistages Wesel, der Räte der Städte Dinslaken, Rheinberg, Voerde und der Gemeinde Alpen

(Textvorschlag der niederrheinischen Bürgerinitiativen/ 15.3.2003)

Der Verlauf der Planfeststellungsverfahren zu den Rahmenbetriebsplänen „2002-2019“ der Steinkohlebergwerke Walsum und West hat gezeigt, dass hier am Niederrhein 
– anders als an den anderen Bergwerksstandorten der DSK – Steinkohlebergbau im Konsens mit der betroffenen Bevölkerung nicht mehr möglich ist.

Die Menschen am Niederrhein sind nicht weiter bereit, die unter die Bemessungshochwasserpegel des Rheins absinkenden Bergsenkungsmulden, die Erhöhung der Überflutungsgefährdung und die daraus resultierenden erheblich erhöhten Lebens- und Schadensrisiken zu akzeptieren. Das gilt ebenso für die vom Bergbau verursachten Ewigkeitsschäden an Natur und Landschaft.

Darüber hinaus sind sie verunsichert durch die Hochwasser- und Unwetterkatastrophen des vergangenen Jahres, insbesondere aber auch durch die Aussagen namhafter Klimaforscher und Meteorologen, wonach sich derartige Katastrophen als Folge der inzwischen signifikanten globalen Klimaerwärmung zukünftig häufiger und an jedem Ort in Mitteleuropa – d.h. auch am Niederrhein – ereignen könnten.

Dieses vorausgeschickt

fordern wir die Bundesregierung und die Landesregierung Nordrhein-Westfalen auf, in der in der nächsten Zeit zu konzipierenden und zu verabschiedenden Vereinbarung über die Anschlussregelung für den im Jahre 2005 auslaufenden Kohlekompromiss, verbindlich folgende Grundsätze festzuschreiben:

1. Steinkohlebergbau unter dem Rhein, seinen Deichen und Niederterrassen hat wegen der durch ihn induzierten Hochwassergefährdungen und Schadenspotenziale zu unterbleiben.

2. Die Vergrößerung bestehender und/oder die Schaffung weiterer Überflutungsflächen im Zusammenhang mit bergbaulichen Aktivitäten ist in der Niederterrassenregion des Rheins nicht mehr zulässig.

3. Dem Prinzip der Nachhaltigkeit ist unbedingt zu folgen.
Auf dieser Grundlage gibt es für die DSK keine andere Möglichkeit als die, die bergbaulichen Aktivitäten der Bergwerke Walsum und West zu beenden. Das bedeutet, dass sinnvollerweise diese beiden am wenigsten umweltverträglichen Bergwerke der DSK – unabhängig von vordergründigen betriebswirtschaftlichen Aspekten – ihre Kohleförderung zeitnah einstellen müssen. Vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, wegen der von der DSK und IGBCE bereits angekündigten und akzeptierten Verringerung der Förderung zwei Bergwerke schließen zu müssen, ist der Gefahrenabwehr und -minimierung im Interesse der betroffenen niederrheinischen Bevölkerung höchste Priorität beizumessen.
Die eingesparten Subventionsmittel sollten dann in unserer Region temporär zur Abfederung von sozialen Härten und zur Initiierung des dringend notwendigen Strukturwandels eingesetzt werden. 

